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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AS 212/12
Datum 23.03.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 391/16
Datum 17.02.2017

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beteiligen haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber einen Anspruch auf Teilhabe am Arbeitsleben in Form
einer BerufsfÃ¶rderung im BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt oder E-Stadt.

Der 1970 geborene KlÃ¤ger erlitt im Jahr 1991 einen Sportunfall mit einer
Knieverletzung. Im Jahr 1994 erlitt er SchÃ¤digungen durch einen Autounfall. Er
leidet an verschiedenen Behinderungen, u.a. einer funktionellen Blindheit des
rechten Auges bei angeborenem Schielfehler mit fehlendem rÃ¤umlichen
SehvermÃ¶gen, ferner einem stÃ¤ndigen Hochtontinnitus beidseits, einem HWS-
Syndrom, einer KreuzbandinstabilitÃ¤t des rechten Kniegelenks und an
VerschleiÃ�erscheinungen am linken Kniegelenk. Nach dem Abitur 1991 nahm er
zunÃ¤chst ein Lehramtsstudium mit den FÃ¤chern Geographie und Chemie auf.
Nach vier Semestern tauschte der KlÃ¤ger das Fach Chemie gegen das Fach Politik
aus. Im Wintersemester 1996/1997 brach der KlÃ¤ger dieses Studium ab und
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begann im Folgenden ein Studium der Rechtswissenschaften, das er zeitweise
unterbrach und letztlich nicht mit einem Abschluss beendete.

Der KlÃ¤ger erhÃ¤lt seit dem 01.01.2005 durchgehend Leistungen nach dem SGB II.

Mit Schreiben vom 20.04.2011 forderte der KlÃ¤ger den Beklagten auf, seinen
Anspruch auf Teilhabe am Arbeitsleben zu erfÃ¼llen und unverzÃ¼glich die
notwendigen Leistungen zu erbringen. Er beantragte seine Anmeldung im
BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt bzw. E Stadt zur AbklÃ¤rung seines
Rehabilitationsbedarfs.

Unter dem Aktenzeichen: L 6 AS 8/08 erfolgte in der Ã�ffentlichen Sitzung des 6.
Senats des Hessischen Landessozialgerichts am 13.07.2011 zwischen den
Beteiligten eine Teilerledigung durch Annahme eines Teilanerkenntnisses des
Beklagten dahingehend, dass der Beklagte "einen Anspruch auf berufliche
Rehabilitation" unstreitig gestellt und "dem Grunde nach" anerkannt hat.

Am 22.12.2011 erhob der KlÃ¤ger unter dem Aktenzeichen: S 8 AS 389/11 eine
weitere Klage bei dem SG Marburg und beantragte, Ã¼ber seinen Antrag vom
20.04.2011 auf GewÃ¤hrung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben einen
neuen Bescheid zu erteilen und gemÃ¤Ã� dem Teilanerkenntnis im Verfahren: L 6
AS 8/08 Leistungen in Form einer Erstausbildung im BerufsfÃ¶rderungswerk in D-
Stadt oder E-Stadt zu gewÃ¤hren. Gleichzeitig stellte er einen
Folgenbeseitigungsantrag.

Der KlÃ¤ger lehnte ein Vergleichsangebot des Beklagten, eine
BerufsfindungsmaÃ�nahme inklusive Arbeitserprobung bei dem
BerufsfÃ¶rderungswerk F-Stadt zu gewÃ¤hren, ab.

Mit Bescheid vom 06.03.2012 lehnte der Beklagte die AntrÃ¤ge des KlÃ¤gers auf
Bewilligung einer Ausbildung zum Diplom-Betriebswirt (FH) beim
BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt sowie auf Anmeldung beim BerufsfÃ¶rderungswerk
D-Stadt bzw. E-Stadt zur AbklÃ¤rung des Rehabilitationsbedarfs ab. Die beantragte
Bewilligung einer Ausbildung zum Diplom-Betriebswirt (FH) beim
BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt sei abzulehnen, da aktuell der Rehabilitationsbedarf
sowie die Eignung des KlÃ¤gers festzustellen sei. Ferner bestehe kein Anspruch auf
eine ganz bestimmte Reha-Ausbildung und die MaÃ�nahme sei zur Sicherung der
Teilhabe am Arbeitsleben des KlÃ¤gers auch nicht unerlÃ¤sslich. Der Antrag auf
Anmeldung beim BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt bzw. E-Stadt zur AbklÃ¤rung des
Rehabilitationsbedarfs sei abzulehnen, weil nicht allein dort geeignete Leistungen
der beruflichen Rehabilitation angeboten wÃ¼rden. Die AbklÃ¤rung kÃ¶nne ebenso
gut in einem nÃ¤her gelegenen BerufsfÃ¶rderungswerk erfolgen.

Soweit UntÃ¤tigkeit bzw. Bescheidung begehrt wurde, sind die AntrÃ¤ge teilweise
zurÃ¼ckgenommen worden. Im Ã�brigen wurden die AntrÃ¤ge auf materielle
Leistungen, das heiÃ�t auch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben konkret in
Form einer MaÃ�nahme im BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt oder E-Stadt weiter
verfolgt.
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Die ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers erhob mit Schriftsatz vom 10.04.2012,
eingegangen am 11.04.2012, gegen den Bescheid vom 06.03.2012, zugestellt am
08.03.2012, Widerspruch.

Der Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 24.07.2012
zurÃ¼ck. Der form- und fristgerecht sowie im Ã�brigen zulÃ¤ssige Widerspruch sei
unbegrÃ¼ndet. Der Beklagte nahm Bezug auf die BegrÃ¼ndung des angefochtenen
Bescheids.

Der KlÃ¤ger hat mit Schreiben vom 23.08.2012, eingegangen am gleichen Tag,
Klage erhoben.

Das SG Marburg hat die Verfahren S 8 AS 389/11, S 8 AS 112/11 und S 8 AS 322/10
nach gerichtlicher AnhÃ¶rung mit Beschluss vom 06.08.2014 zur gemeinsamen
Verhandlung und Entscheidung unter dem fÃ¼hrenden Aktenzeichen: S 8 AS
112/11 miteinander verbunden.

Mit Gerichtsbescheid vom 05.08.2014 hat das SG Marburg die Klage abgewiesen.
Das Hessische Landessozialgericht hat die Berufung mit Urteil vom 18.12.2015
unter dem dortigen Aktenzeichen: L 7 AS 648/14 zurÃ¼ckgewiesen.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt im Wesentlichen vor, dass er vor Erlass der Bescheide nicht
angehÃ¶rt worden sei. Bei dem Beklagten seien seit November 2004 mindestens 16
AntrÃ¤ge auf GewÃ¤hrung von Leistungen zur beruflichen Eingliederung gestellt
worden, die dieser nicht nach Â§ 14 SGB IX weitergeleitet habe. Der Beklagte habe
die nicht zutreffende Behauptung aufgestellt, dass eine Optionskommune kein
LeistungstrÃ¤ger im Sinn des Â§ 6 SGB IX sei. Trotz des abgegebenen
Teilanerkenntnisses erbringe der Beklagte keine Leistungen zur beruflichen
Rehabilitation und ergreife auch keine MaÃ�nahmen, um den Bedarf festzustellen.
Der Ausgangsbescheid beziehe sich nicht auf einen Antrag und sei daher zu
unbestimmt. Der Beklagte mache keinen Gebrauch von den Beweisangeboten des
KlÃ¤gers und verletze seine AufklÃ¤rungspflicht. Auch verstoÃ�e er gegen das
Wunsch- und Wahlrecht des KlÃ¤gers.

Er beantragt,
den Bescheid des Beklagten vom 06.03.2012 in der Fassung des
Widerspruchsbescheids vom 24.07.2012 aufzuheben,
den Beklagten zu verpflichten, die notwendigen Sozialleistungen zu erbringen.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Er nimmt Bezug auf seine AusfÃ¼hrungen in dem angefochtenen Bescheid vom
06.03.2012.

Das Gericht hat die Beteiligten am 06.08.2014 zu einer Entscheidung durch
Gerichtsbescheid angehÃ¶rt. Weitere Stellungnahmen der Beteiligten sind seit
diesem Zeitpunkt nicht erfolgt.
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Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die
Gerichts- und Verwaltungsakten (angefertigte Ersatzakten) verwiesen, die
Gegenstand der Entscheidung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte nach Â§ 105 Abs. 1 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch
Gerichtsbescheid entscheiden, da die Sache keine besonderen Schwierigkeiten
tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklÃ¤rt ist. Der
vorliegende Fall geht nicht Ã¼ber den durchschnittlichen Schwierigkeitsgrad eines
sozialgerichtlichen Verfahrens hinaus und es ist nicht zu erwarten, dass die
DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung neue tatsÃ¤chliche
Gesichtspunkte ergeben kÃ¶nnte. Die Beteiligten wurden mit richterlicher
VerfÃ¼gung vom 06.08.2014 zu einer Entscheidung durch Gerichtsbescheid
angehÃ¶rt, wobei im Rahmen der AnhÃ¶rung auf das Verfahren: S 8 AS 112/11
verwiesen wurde. Die AnhÃ¶rungsmitteilung musste auch nicht wiederholt werden
(dazu Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl. 2014, Â§ 105 Rn.
11). Dazu gibt allein der (allerdings unglÃ¼ckliche) lange Zeitablauf seit der
AnhÃ¶rungsmitteilung keinen Anlass. Es liegt auch keine wesentliche Ã�nderung
der Prozesssituation vor, da seit der AnhÃ¶rung keine SchriftsÃ¤tze mehr bei
Gericht eingegangen waren.

Die Klage ist unzulÃ¤ssig. Das Begehren des KlÃ¤gers war bereits Streitgegenstand
in dem Verfahren S 8 AS 112/11 bzw. L 7 AS 648/14, sodass doppelte
RechtshÃ¤ngigkeit vorliegt. Am 22.12.2011 erhob der KlÃ¤ger unter dem
Aktenzeichen: S 8 AS 389/11 eine Klage bei dem SG Marburg und beantragte,
Ã¼ber seinen Antrag vom 20.04.2011 auf GewÃ¤hrung von Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben einen neuen Bescheid zu erteilen und gemÃ¤Ã� dem
Teilanerkenntnis im Verfahren: L 6 AS 8/08 Leistungen in Form einer Erstausbildung
im BerufsfÃ¶rderungswerk in D-Stadt oder E-Stadt zu gewÃ¤hren. Gleichzeitig
stellte er einen Folgenbeseitigungsantrag. Mit Bescheid vom 06.03.2012 lehnte der
Beklagte die AntrÃ¤ge des KlÃ¤gers auf Bewilligung einer Ausbildung zum Diplom-
Betriebswirt (FH) beim BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt sowie auf Anmeldung beim
BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt bzw. E-Stadt zur AbklÃ¤rung des
Rehabilitationsbedarfs ab. Soweit UntÃ¤tigkeit bzw. Bescheidung begehrt wurde,
sind die AntrÃ¤ge teilweise zurÃ¼ckgenommen worden. Im Ã�brigen wurden die
AntrÃ¤ge auf materielle Leistungen, das heiÃ�t auch auf Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben konkret in Form einer MaÃ�nahme im BerufsfÃ¶rderungswerk D-
Stadt oder E-Stadt, weiter verfolgt. Lehnt die BehÃ¶rde nach Ablauf der Sperrfrist
den Antrag auf Vornahme des Verwaltungsaktes ab, ist die Hauptsache erledigt,
weil Streitgegenstand nur die Bescheidung schlechthin ist. Der KlÃ¤ger kann aber
seine Klage Ã¤ndern und als Verpflichtungsklage weiterverfolgen. Das Gericht muss
den KlÃ¤ger auf die MÃ¶glichkeit der KlageÃ¤nderung hinweisen und kann diese
fÃ¼r sachdienlich halten. Im sozialgerichtlichen Verfahren ist bei Ã�bergang von
der UntÃ¤tigkeits- zur Anfechtungs- und Verpflichtungsklage grundsÃ¤tzlich die
Nachholung des Vorverfahrens als erforderlich anzusehen (Leitherer, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl., Â§ 88 Rn. 12). Im vorliegenden Fall hat der
KlÃ¤ger nach Erlass des Bescheids vom 06.03.2012 die ursprÃ¼ngliche
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UntÃ¤tigkeitsklage auf eine kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage
geÃ¤ndert. Das SG Marburg hat das Verfahren S 8 AS 389/11 durch Beschluss vom
06.08.2014 zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbunden unter dem
fÃ¼hrenden Aktenzeichen: S 8 AS 112/11. Ausweislich der rechtlichen
AusfÃ¼hrungen in dem Gerichtsbescheid vom 05.08.2014 wurde Ã¼ber die
AnsprÃ¼che des KlÃ¤gers in dem hinzuverbundenen Verfahren S 8 AS 389/11 in der
Sache entschieden. Demzufolge hat das SG Marburg die KlageÃ¤nderung als
zulÃ¤ssig, weil sachdienlich angesehen. Zwar war nach der KlageÃ¤nderung die
kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage mangels durchgefÃ¼hrtem
Vorverfahren nach Â§ 78 Abs. 1 Satz 1 SGG zunÃ¤chst unzulÃ¤ssig, da das Fehlen
des Vorverfahrens eine von Amts wegen in jeder Lage des Verfahrens zu
beachtende Prozessvoraussetzung ist. Doch ist eine Heilung mÃ¶glich, wenn der
Widerspruchsbescheid wÃ¤hrend des Rechtsstreits ergeht. Er muss bis zu letzten
mÃ¼ndlichen Verhandlung in der Tatsacheninstanz ergangen sein, im schriftlichen
Verfahren bis zur Herausgabe des Urteils an die GeschÃ¤ftsstelle (Leitherer, in:
Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl., Â§ 78 Rn. 3). So liegt der Fall hier.
Der Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 24.07.2012
zurÃ¼ck. Der Gerichtsbescheid des SG Marburg erging am 05.08.2014. Demzufolge
war die Verpflichtungsklage zum Zeitpunkt der Entscheidung des SG Marburg
zulÃ¤ssig. Ausweislich der Klageschrift vom 23.08.2012 in dem hiesigen Verfahren
begehrt der KlÃ¤ger wiederum die Aufhebung des Bescheids vom 06.03.2012 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25.02.2012 und die Verpflichtung des
Beklagten, ihm die notwendigen Sozialleitungen zu erbringen.

Ferner kann offen bleiben, ob der mit Schriftsatz vom 10.04.2012, eingegangen am
11.04.2012, erhobene Widerspruch gegen den Bescheid vom 06.03.2012, der nach
dem Vortrag der ProzessbevollmÃ¤chtigten am 08.03.2012 zugestellt wurde,
verfristet war, da der Beklagte Ã¼ber den Widerspruch in der Sache entschieden
hat.

DarÃ¼ber hinaus ist die Klage auch unbegrÃ¼ndet.

ZunÃ¤chst ergibt sich kein Anspruch des KlÃ¤gers aufgrund des Teilanerkenntnisses
vom 13.07.2011 im Verfahren L 6 AS 8/08 vor dem Hessischen Landessozialgericht.
Im Rahmen des Teilanerkenntnisses hat der Beklagte lediglich einen Anspruch des
KlÃ¤gers auf berufliche Rehabilitation dem Grunde nach anerkannt. Der Beklagte
hat gerade kein Anerkenntnis dahingehend abgegeben, dass ein Anspruch auf
Teilhabe am Arbeitsleben in Form einer BerufsfÃ¶rderung im
BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt oder E-Stadt bzw. ein Anspruch auf Ausbildung zum
Diplom-Betriebswirt (FH) beim BerufsfÃ¶rderungswerk D Stadt besteht.

Es besteht auch kein Anspruch des KlÃ¤gers auf Ausbildung zum Diplom-
Betriebswirt (FH) beim BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt sowie auf Anmeldung beim
BerufsfÃ¶rderungswerk D Stadt bzw. E-Stadt zur AbklÃ¤rung des
Rehabilitationsbedarfs aus Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II i.V.m. Â§ 33 SGB IX, da weder
eine Ermessensreduzierung auf Null noch eine ermessensfehlerhafte Entscheidung
getroffen wurde. Aufgrund des abgegebenen Teilanerkenntnisses vom 13.07.2011
hat der Beklagte bereits einen Anspruch des KlÃ¤gers auf berufliche Rehabilitation
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dem Grunde nach anerkannt, sodass insoweit das Vorliegen der tatbestandlichen
Voraussetzungen durch die Kammer nicht mehr zu prÃ¼fen war. Nach Â§ 33 Abs. 4
Satz 1 SGB IX werden bei der Auswahl der Leistungen Eignung, Neigung, bisherige
TÃ¤tigkeit sowie Lage und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt angemessen
berÃ¼cksichtigt. Soweit erforderlich, wird die berufliche Eignung abgeklÃ¤rt oder
eine Arbeitserprobung durchgefÃ¼hrt. Nach Â§ 54 Abs. 2 Satz 2 SGG ist die
sozialgerichtliche PrÃ¼fung somit darauf beschrÃ¤nkt, ob der LeistungstrÃ¤ger die
gesetzlichen Grenzen des Ermessens Ã¼berschritten oder von dem Ermessen in
einer dem Zweck der ErmÃ¤chtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch
gemacht hat. Eine Ausnahme besteht nur bei einer sogenannten
Ermessensreduzierung auf Null. Ein uneingeschrÃ¤nktes Auswahlermessen hat der
RehabilitationstrÃ¤ger bei der Entscheidung, welche Leistungen im Einzelfall
konkret zu erbringen sind (Â§ 39 Abs. 1 Satz 1 SGB I). Die BegrÃ¼ndung der
Ermessensentscheidung muss die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen der
TrÃ¤ger bei der AusÃ¼bung seines Ermessens ausgegangen ist (Â§ 35 Abs. 1 Satz 3
SGB X). Formelhafte BegrÃ¼ndungen reichen dafÃ¼r nicht aus, sondern es
mÃ¼ssen die in Â§ 33 Abs. 4 SGB IX genannten Kriterien auf den konkreten
Einzelfall angewandt und geprÃ¼ft werden. Der konkrete Anspruch entsteht in dem
Zeitpunkt, in dem die Bewilligung der Leistung bekannt gegeben wird, soweit im
Bewilligungsbescheid kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist. Das gilt auch bei einer
Ermessensreduzierung auf Null, wenn also das Ermessen wegen der konkreten
UmstÃ¤nde des Einzelfalles auf eine bestimmte Leistung verengt ist. In der Praxis
stellt sich hÃ¤ufig die Frage, ob eine Ermessensreduzierung auf Null vorliegt, wenn
nÃ¤mlich der behinderte Mensch eine ganz bestimmte Leistung begehrt oder sie
sich selbst beschafft hat (Â§ 15 SGB IX). Aus den UmstÃ¤nden des Einzelfalls kann
sich sowohl bei den allgemeinen als auch bei der Auswahl unter mehreren
besonderen Leistungen eine Ermessensreduzierung auf Null ergeben (Luik in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IX, 2. Aufl. 2015, Â§ 33 SGB IX, Rn. 97 f.).

Gemessen an diesen rechtlichen MaÃ�stÃ¤ben liegt keine Ermessensreduzierung
auf Null dahingehend vor, dass der KlÃ¤ger einen Anspruch auf Ausbildung zum
Diplom-Betriebswirt (FH) beim BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt hat. Aus Sicht der
Kammer ist die ErwÃ¤gung des Beklagten nachvollziehbar, dass zunÃ¤chst dessen
Rehabilitationsbedarf sowie seine Eignung fÃ¼r die von ihm angestrebte Ausbildung
festzustellen ist. Vor dem Hintergrund von zwei abgebrochenen StudiengÃ¤ngen in
der Vergangenheit ist dies auch sachgerecht. Ferner ist nicht von einer
Ermessensreduzierung auf Null dergestalt auszugehen, dass der KlÃ¤ger einen
Anspruch auf Anmeldung beim BerufsfÃ¶rderungswerk D-Stadt bzw. E Stadt zur
AbklÃ¤rung des Rehabilitationsbedarfs hat. Es ist auch fÃ¼r die Kammer nicht
ersichtlich, dass die AbklÃ¤rung des Rehabilitationsbedarfs des KlÃ¤gers nicht
ebenso gut im BerufsfÃ¶rderungswerk F-Stadt festgestellt werden kann, wie der
Beklagte im Rahmen des angefochtenen Bescheids ausgefÃ¼hrt hat. Dies ist aus
Sicht der Kammer im Hinblick auf den Wohnsitz des KlÃ¤gers sachgerecht.
SchlieÃ�lich vermag die Kammer auch keine Ermessensfehler festzustellen, wobei
die AusfÃ¼hrungen des Beklagten insgesamt ausfÃ¼hrlicher hÃ¤tten ausfallen
kÃ¶nnen. Ausweislich des angefochtenen Bescheids vom 06.03.2012 hat der
Beklagte erkannt, dass ihm Ermessen eingerÃ¤umt wurde. Er hat dieses genutzt.
Ferner hat der Beklagte die nach dem Normzweck relevanten Gesichtspunkte
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ermittelt, berÃ¼cksichtigt und in eine AbwÃ¤gung eingestellt. Im vorliegenden Fall
war dies der Wunsch des KlÃ¤gers auf Ausbildung zum Diplom-Betriebswirt (FH)
sowie seine Anmeldung zur AbklÃ¤rung des Bedarfs im BerufsfÃ¶rderungswerk D-
Stadt bzw. E-Stadt einerseits. Diesem Wunsch standen umgekehrt die vorherige
KlÃ¤rung der Eignung des KlÃ¤gers sowie der Grundsatz der wirtschaftlichen und
sparsamen Mittelverwendung nach Â§ 14 Satz 3 SGB II andererseits gegenÃ¼ber.
Das AbwÃ¤gungsergebnis des Beklagten ist ebenfalls nicht zu beanstanden. Die
MaÃ�nahme zielte gerade darauf ab, sachgerechte und zielgerichtete Informationen
zu erhalten, umfassend und individuell zu beraten und so einen geeigneten Beruf zu
finden. Es ist fÃ¼r die Kammer plausibel und nachvollziehbar, dass zunÃ¤chst die
Eignung des KlÃ¤gers festzustellen ist, bevor ihm die begehrte Ausbildung bewilligt
wird. Ebenso ist es nachvollziehbar und sachgerecht, dass der Beklagte aufgrund
des

Wohnsitzes des KlÃ¤gers und der ebenso guten Eignung des
BerufsfÃ¶rderungswerks F Stadt zur Bedarfsfeststellung die Anmeldung des
KlÃ¤gers im BerufsfÃ¶rderungswerk D Stadt bzw. E-Stadt abgelehnt hat.

Nach alledem war die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

Erstellt am: 20.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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